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Vor mir, 

dem Hamburgischen Notar 

Dr. Jürgen Bredthauer 



2 

erschienen heute in meinen Amtsräumen, Gänsemarkt 50: 

1. a) Herr Uwe Riez, 
geb. am 
geschäftsansässig; Hambuj2er,Straße^7j^2083_H^^ 
ausgewiesen durch 

b) Herr Sörer^rlt^ 
geb. 
geschäftsansässig: Hamburger Straße 37. 22083 Hamburc 
ausgewiesen durch 

zu 1. a) und b) handelnd für die 

Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, 
Anschrift; Hamburger Straße 37. 22083 Hamburg, 

als gemeinsam zur Abgabe von Verpfüchtungserklärungen für die Freie und 
Hansestadt Hamburg Berechtigte, 

aufgrund Vollmacht der Freie und Hansestadt Hamburg vom 19.03.2015. 

2. a) Herr Svei^la^chöoper 

geschäftsansässig: Klosterwall 6, 20095 Hamburc 
ausgewiesen durch 

b) Frau Dr. Chnsta^Wan^Ruf 

geschäftsansässig; Besenbinderhof 41,20097 Hamburc 
ausgewiesen durch 

zu 2. a) und b) für die 

Freie und Hansestadt Hamburg 
vertreten durch das Bezirksamt Hamburg-Wlitte, 
Anschrift; Klosterwall 8, 20095 Hamburg, 

als gemeinsam zur Abgabe von Verpflichtungserklärungen für die Freie und 
Hansestadt Hamburg Berechtigte, 

zu 2. a) aufgrund Verfügung des Bezirksamtes Hamburg-Mitte vom 
31.07.2014, 
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zu 2. b) gemäß Veröffentlichung im Amtlichen Anzeiger Nr. 49 vom 
24.06.2014. 

Die vorgenannten VollmachtenA/erfügungen, aus welcher sich die Vertre- 
tungsberechtigung der Erschienenen zu 1. a) und b) und 2. a) ergeben, la- 
gen bei Beurkundung im Original vor und sind dieser Urkunde in Abschrift 
als Anlage 1 beigefügt, welche hiermit beglaubigt werden. 

3. Frau Karin Astrid Schmaihede, 
Dipl.-Sozialwissenschaftlerin, 
geb. aml 
geschäftsansässig: Neumühlen 16-20. 22763 Hamburc 
ausgewiesen durc 

handelnd als Vorstandsmitglied der 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung, Anschrift: Neumühlen 16-20, 22763 Hamburg, 

aufgrund Vertretungsbescheinigung der Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Justiz und Gleichstellung, vom 25.02.2014, 

4. Herr Uwe Günther Jochens, 
Jurist, 

am 
geschäftsansässig: NeumühleM^^0^27^ Hambura^^^^ 

durch 

handelnd für die 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung, Anschrift: Neumühlen 16-20, 22763 Hamburg, 

aufgrund Vertretungsbescheinigung der Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Justiz und Gleichstellung, vom 25.02.2014, welche bei 
Beurkundung im Original Vorgelegen hat und von welcher eine Abschrift 
dieser Urkunde als Anlage 2 beigefügt wird, die hiermit beglaubigt wird. 

Herr WilhelmusHubertusv^^ 
am 

geschäftsansässig: Amandastraße 60, 20357 Hamburc 
ausgewiesen durch 

handelnd als alleinvertretungsberechtigter und von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreiter Geschäftsführer für die 

Johann Daniel Lawaetz Stadtentwicklungs-GmbH, 
mit Sitz in Hamburg, 
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Anschrift: Amandastr, 60, 20357 Hamburg, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 39709, 

Gleichzeitig bescheinige ich, der Notar, gemäß § 21 BNotO, aufgrund der am 24.03.2015 
erfolgten Einsichtnahme in das elektronisch geführte Handelsregister des Amtsgerichts 
Hamburg - HRB 39709 dass Herr Wilhelmus Hubertus van Buggenum als Geschäftsführer 
zur alleinigen Vertretung der Johann Daniel Lawaetz Stadtentwicklungs-GmbH berechtigt ist. 

Die Erschienenen erklärten zu meinem Protokoll: 

PRÄAMBHEr 

Zur Verbesserung des Zusammenhalts der unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen im 
Stadtteil St. Georg verfolgt das Bezirksamt Hamburg-Mitte im Rahmen der integrierten Stadt- 
teilentwicklung zusammen mit der Johann Daniel Lawaetz-Stiftung das Ziel, die Leistungen 
der bisherigen Kinder-, Jugend- und Familieneinrichtung SCHORSCH in einem am Kirchen- 
weg 20 neu zu errichtenden Gebäude mit weiteren sozialen Einrichtungen zu bündeln und 
damit allen Projektpartnern eine wirtschaftlich solide, langfristige Perspektive zu geben. Bei 
Umsetzungsproblemen streben die Vertragsparteien einvernehmliche Lösungen an, die im 
angemessenen Rahmen wirtschaftlich und tragfähig sind. 

Mit dem Neubau des Integrations- und Familienzentrums (IFZ) soll außerdem die Möglichkeit 
genutzt werden, zusätzlichen Wohnraum für junge Menschen in zentraler Lage und mit An- 
bindung an eine Jugendhilfeeinrichtung zu schaffen. Durch die Kombination des zu einer 
Kinder-, Jugendlichen- und Familieneinrichtung weiterentwickelten SCHORSCH mit Auszu- 
bildendenapartments und Krisenwohnungen und der Beratungsstelle AIDS-Seelsorge kann 
ein wirtschaftliches und gesellschaftlich innovatives Projekt verwirklicht werden. 

Die Projektpartner verstehen die Integration ihrer unterschiedlichen Aufgaben und Zielgrup- 
pen unter einem Dach als eine besondere Chance. Vor allen anderen Dingen geht es um 
das Erreichen eines gesellschaftlichen Mehrwertes durch interkulturelle Grenzüberschreitung 
und Gemeinschaft. 

Die Erschienenen erltlärten weiter: 

Wir schließen folgenden 

Erbbau rec hts vertrag 
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1. Vertragspartner, Vertragsdauer und Grundstück 

Die Freie und Hansestadt Hamburg 

- nachstehend „Grundstückseigentümerin“ genannt 

bestellt 

1. der Johann Daniel Lawaetz-Stiftung, Hamburg, 
diese handelnd für den Funktionsbereich SCHORSCH und die 
Auszubildendenapartments, 

zu einem Anteil von 80/100stel 
2. der Johann Daniel Lawaetz Stadtentwicklungs-GmbH, Hamburg, 

diese handelnd für den Funktionsbereich Beratungsstelle AiDS-Seelsorge 
sowie Gäste- und Kriseninterventionswohnungen, 

zu einem Anteil von 20/100stel, 

- nachstehend zusammen „Erbbauberechtigter“ genannt 

an den ihr gehörenden, 

a) im Grundbuch von St. Georg Nord Blatt 1229 eingetragenen, im Kataster mit 
Gemarkung St. Georg Nord, Flurstück 7, groß 1.141 bezeichneten Grund- 
stück, belegen in Kirchenweg 20, 

b) dem entwidmeten, aber noch nicht gebuchten, im Kataster mit St. Georg Nord, 
Flurstück 2316, groß ca, 56 bezeichneten Flurstücken, 

ein Erbbaurecht für die Zeit bis zum 30.04.2090. Das Erbbaurecht beginnt mit der Ein- 
tragung in das Grundbuch. Es bezieht sich auch auf den für das Bauwerk nicht benö- 
tigten Teil des Grundstücks. 

Der Erbbauberechtigte hat ein Optionsrecht für weitere 75 Jahre ab dem 01.05.2090, 
weiches spätestens sechs Monate vor Beendigung der Festlaufzeit des Erbbaurechts 
auszuüben ist. 

Die Grundstückseigentümerin beantragt, das nicht im Grundbuch eingetragene Flur- 
stück 2316 auf das bestehende Grundbuchblatt von St. Georg Nord Blatt 1229 einzu- 
tragen und mit dem Flurstück 7 zu einem Grundstück zu vereinigen. 

Das zu belastende Grundstück ist auf dem angehefteten Lageplan vom 17.02.2015, 
der dieser Urkunde als Anlage 3 beigeschlossen ist und mit Fist. 7 und Fist. 2316 be- 
zeichnet. Der Lageplan hat den Vertragschließenden anlässlich der Beurkundung Vor- 
gelegen und ist von ihnen genehmigt worden; er ist Bestandteil dieses Vertrages. 

Das Grundstück ist mit einem ca. 1.800 großen Gebäude bebaut, das auf Kosten 
des Erbbauberechtigten abgerissen werden muss. 
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im Übrigen steht das Bestimmungsrecht bezüglich der Grenzen des Grundstücks gern. 
§315 Bürgerliches Gesetzbuch ( BGB) der Grundstückseigentümerin zu. Dies gilt ins- 
besondere zur Sicherung etwaig vorhandener baulicher Anlagen im Grenzbereich, 

2. Erbbauzins 

Für das Erbbaurecht ist bis zum 01,05.2015 ein Entgelt zu entrichten. Es beträgt für die 
in Ziff, 1 bezeichnete Laufzeit insgesamt EUR 1,00 gemäß dem Beschluss der Bürger- 
schaft der Freien und Hansestadt Hamburg (Drucksache 20/13530). 

Auch wenn keine Vertragsgegenstandsnummer mitgeteilt wurde, ist das Entgelt so 
rechtzeitig an die Behörde für Arbeit, Soziales. Familie und Integration zu zahlen, dass 
eine Wertstellung zu dem genannten Fälligkeitstermin erfolgen kann. 

Die Grundstückseigentümerin hat die steuerliche Identifikationsnummer: 
DE 118509725. 

Wird das Einmalentgelt nicht termingemäß gezahlt, so ist zum Ausgleich des Schadens 
der ausstehende Betrag ab Fälligkeit mit jährlich 9 v.H. über dem Basiszinssatz zu ver- 
zinsen. Der bei Eintritt der Fälligkeit geltende Basiszinssatz wird der Zinsberechnung 
für den gesamten Zeitraum zugrunde gelegt. Bei nicht termingemäßer Zahlung bedarf 
es keiner Mahnung zur Herbeiführung der Verzugsfolgen. Dem Erbbauberechtigten 
steht es frei nachzuweisen, dass kein oder nur ein geringerer Schaden entstanden ist. 

3. Anliegerbeiträge 

3.1 Hinsichtlich der Erschließungs-, Ausbau- und Sielbaubeiträge wird auf die anliegende 
Bescheinigung der Finanzbehörde (Anlage 4) verwiesen. Soweit für abgeschlossene 
Maßnahmen eine Beitragspflicht zum Zeitpunkt der Eintragung des Erbbaurechtes ent- 
steht, gelten die Beiträge als abgegoiten. 

3.2 Werden später Beiträge für Erweiterungen und/oder Verbesserungen der genannten 
Straße oder die Herstellung von weiteren Erschließungs- und/oder Sielanlagen sowie 
für Sielanschlussieitungen festgesetzt, so hat diese der Erbbauberechtigte zu tragen. 

3.3 Kostenerstattungsbeträge nach § 9 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes sind mit 
dem Erbbauzins abgegolten. 

3.4 Eine Verpflichtung, die Straße vor dem Grundstück bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 
endgültig herzustellen oder zu erweitern und zu verbessern, übernimmt die Grund- 
stückseigentümerin nicht. 

3.5 Die Kosten für die Herstellung von Überfahrten nach dem Hamburgischen Wegegesetz 
gehören nicht zu den Erschließungskosten und sind daher vom Erbbauberechtigten zu 
tragen. 
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3.6 Sollte die Grundstückseigentümerin noch zu Leistungen herangezogen werden, die 
hiernach dem Erbbauberechtigten obliegen, so hat dieser die Grundstückseigentüme- 
rin von diesen Ansprüchen freizuhalten. 

4. Belastungen und Nutzungsverhältnisse 

Abgesehen von den nach diesem Vertrag ggfls. einzutragenden Belastungen und ge- 
mäß Baugenehmigungsverfahren neu zu begründenden Baulasten und Dienstbarkei- 
ten wird das Grundstück frei von Belastungen und Vormerkungen in den Abteilungen II 
und III des Grundbuches sowie frei von Baulasten und Nutzungsverhältnissen geliefert. 

5. Mängelhaftung 

5.1 Dem Erbbauberechtigten ist die bisherige Bebauung bekannt. Er hat die Gebäudesub- 
stanz auf eigene Kosten abzubrechen und Schadstoffe fachgerecht zu entsorgen. 

Das Grundstück wird von dem Erbbauberechtigten in dem vorhandenen Zustand über- 
nommen, Rechte des Erbbauberechtigten nach § 437 BGB in Bezug auf Sachmängel 
werden ausgeschlossen. Das gilt insbesondere für die angegebenen Maße und für die 
Beschaffenheit des Grundstücks sowie für eine bestimmte Tragfähigkeit des Unter- 
grundes. 

Unberührt bleiben weiter Rechte des Erbbauberechtigten wegen Schäden aus der Ver- 
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, wenn die Grundstückseigentü- 
merin die Pflichtverletzung zu vertreten hat, und für sonstige Schäden, die auf einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung der Grundstückseigentümerin 
beruhen. Einer Pflichtverletzung der Grundstückseigentümerin steht die eines gesetzli- 
chen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen gleich. 

5.2 Der Grundstückseigentümerin sind Sachmängel an dem unter Ziffer 1. genannten 
Grundstück nicht bekannt. 

5.3 Sollten im Zuge der vertragsgemäßen Bebauung des Grundstücks nach Ziffer 8 dieses 
Vertrages Mängel des Untergrundes durch Bodenverunreinigungen mit Schadstoffen 
aus der Zeit vor der Übertragung des Erbbaurechts an dem Grundstück an den Erb- 
bauberechtigten festgestellt werden {Altlasten), die nach behördlicher Anordnung zum 
Zwecke der Gefahrenabwehr beseitigt werden müssen oder die eine gesonderte Be- 
handlung des Aushubbodens erforderlich machen, so hält die Grundstückseigentüme- 
rin, sofern der Erbbauberechtigte die entdeckten Mängel unverzüglich der Grundstück- 
seigentümerin mitteilt und die Mängel entsprechend den Weisungen der Grundstücks- 
eigentümerin beseitigt, den Erbbauberechtigten von den Kosten der von der zuständi- 
gen Behörde angeordneten Maßnahmen zur Gefahrenabwehr frei. Ebenso hält die 
Grundstückseigentümerin den Erbbauberechtigten frei von Untersuchungskosten und 
Kosten und/oder der Verpflichtung zur gesonderten Deponierung des Aushubbodens. 
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Die im Zusammenhang mit der Deponierung anfallenden Untersuchungskosten gehen 
ebenso zu Lasten der Grundstückseigentümerin. 

Die Erdarbeiten müssen in diesem Falle ausgeschrieben werden; Ausschreibung und 
Vergabe der Erdarbeiten bedürfen der (vorherigen) Einwilligung der Grundstückseigen- 
tümerin. 

Zwischen mehreren zur Mängelbeseitigung geeigneten Maßnahmen hat die Grund- 
stückseigentümerin das Wahlrecht. Die Grundstückseigentümerin ist berechtigt, die 
Durchführung der Maßnahmen zu überwachen oder überwachen zu lassen. 

Mehrwertsteuer (auf zu übernehmende Mehrkosten) übernimmt die Grundstückseigen- 
tümerin nicht, sofern die Erbbauberechtigte vorsteuerabzugsberechtigt ist. 

6. Übergabe und Verrechnung 

6.1 Die Übergabe erfolgt am 01.05.2015, und zwar frei von Nutzungsrechten Dritter. Eine 
Pflicht zur Räumung von beweglichen Sachen hat die Grundstückseigentümerin nicht. 

6.2 Der Erbbauberechtigte hat die Grundstückseigentümerin von allen Verpflichtungen 
freizuhaiten, die sich an oder nach dem Übergabetag aus dem Eigentum oder Besitz 
an dem Grundstück ergeben, hierzu gehören auch die Versicherungs- und Wegereini- 
gungspflicht. 

6.3 Für die Zeit von der Übergabe des Grundstücks bis zum Beginn des Erbbaurechts gel- 
ten die Bestimmungen dieses Vertrages sinngemäß. 

Die Grundsteuer für 2015 trägt die Grundstückseigentümerin. 

7. Leitungen und Kabel 

Die Grundstückseigentümerin erklärt, dass nach ihren Ermittlungen auf dem Grund- 
stück (außer etwaigen Anschlussleitungen) keine Gas-, Wasser-, Strom-, Sielleitungen 
oder ähnliche Anlagen vorhanden sind. Sollten dennoch auf dem Grundstück Leitun- 
gen, Kabel oder ähnliche Anlagen vorhanden sein, ist die Grundstückseigentümerin 
nicht verpflichtet, diese Anlagen zu beseitigen. Es ist Sache des Erbbauberechtigten, 
eine erforderliche Veränderung solcher Anlagen auf eigene Kosten zu veranlassen; er 
ist verpflichtet, dazu sowie zu einer etwaigen Überbauung vorher das Einvernehmen 
mit der Stelle herbeizuführen, die die Anlage verwaltet. 
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8= Bebauung 

8.1 Der Erbbauberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, auf dem Grundstück Baulichkei- 
ten nach Maßgabe der Baugenehmigung vom 02.07.2014 (Az. M/BP/03515/2013), den 
Änderungsbescheiden Nummern 1 bis 3 und der Abbruchgenehmigung vom 
06.08.2014 (Az. MBP/02551/2014) odereine entsprechende, diese ablösende Neure- 
gelung zu errichten und zu haben. Die Baugenehmigung ist durch Dritte (Nachbarn) 
angefochten worden. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 
80 Abs. 5 S. 1 HS. 1 i.V.m. § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 VwGO ist vom Verwaltungsgericht 
Hamburg abgelehnt worden. Für den Fall, dass die vorliegende Baugenehmigung für 
das IFZ nicht rechtswirksam wird oder keine andere rechtswirksame Baugenehmigung 
erteilt werden kann, die eine Verwendung des Gebäudes wie unter Ziffer 9.1 ermög- 
licht, können beide Parteien vom Vertrag zurücktreten, 

8.2 Das Bauvorhaben ist innerhalb von 24 Monaten nach der Übergabe des Grundstücks 
bezugsfertig herzustellen. Unabhängig davon muss mit dem Bau binnen sechs Mona- 
ten nach der Übergabe des Grundstücks begonnen werden. Die Fristen sind gehemmt, 
solange die Bautätigkeit infolge von Umständen, die der Erbbauberechtigte nicht zu 
vertreten hat, nicht begonnen oder fortgesetzt werden kann. Für den Fall, dass ein 
Hemmnis so lange andauert, dass die Vertragsfortführung nach Fortfall der Hemmnis 
unzumutbar ist, besteht ein Rücktrittsrecht des Erbbauberechtigten. 

8.3 Nach Abschluss der Erstbebauung bedürfen die Errichtung weiterer baulicher Anlagen 
- mit Ausnahme baulicher Veränderungen im Inneren des Gebäudes - sowie der Ab- 
bruch baulicher Anlagen unabhängig von der bau rechtlichen Genehmigung der schrift- 
lichen Zustimmung der Grundstückseigentümerin. 

8.4. Alle Investitionen im Einzelwert ab 20.000,00 EUR (Stand 2015), die innerhalb der letz- 
ten zehn Jahre vor Ablauf des Erbbaurechts getätigt werden, bedürfen der schriftlichen 
Zustimmung der Grundstückseigentümerin. Eine Zustimmung kann nur aus sachlich 
begründeten Erwägungen verweigert werden. Dies gilt auch für Investitionen, die nach 
Ziffer 8.3 nicht abzustimmen wären. Die Wertgrenze wird anhand des vom Statisti- 
schen Bundesamt ermittelten Verbraucherindexes für Deutschland gegenüber der 
2015 maßgeblichen Indexzahl fortgeschrieben. 

9. Verwendung 

9.1 Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, die Baulichkeiten auf eigene Kosten und wirt- 
schaftliches Risiko zu errichten und die zu errichtenden Baulichkeiten während der 
Dauer des Erbbaurechts für eigene Rechnung und auf eigenes Risiko wie nachstehend 
beschrieben zu nutzen. Ein Ersatz von Aufwendungen durch die Grundstückseigen- 
tümerin, etwa gemäß § 670 BGB, findet nicht statt 

In dem Vorhaben sollen die Angebote des zu einer Kinder-, Jugendlichen- und Famili- 
eneinrichtung weiterentwickelten SCHORSCH um die AIDS-Seelsorge, Apartments für 
Auszubildende und Krisenwohnungen ergänzt werden. Somit ergibt sich die folgende 
Angebotsstruktur: 
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• offene Treffpunktangebote für Kinder, Jugendliche und Eltern/Erwachsene in drei 
Spielhäusern/Spielplätzen und im Hauptgebäude Kirchenweg 20, 

• das Schul-Kooperationsprojekt SCHORSCHCLUB mit der Stadtteilschuie Ham- 
burg-Mitte und der Heinrich-Wolgast-Schule mit integrierter Sprachheilschule, 

• Familien- und Einzelfailhilfe durch den ASD und Sozialräumliche Hilfen und An- 
gebote (SHA), 

• überregionale Berufsorientierung für Jugendliche („Jugend-Aktiv-Plus“) in Koope- 
ration mit dem Bezirksamt, 

» Interkulturelle und interreligiöse Treffpunkte unter anderem des Türkischen Frau- 
en- und Kulturvereins Hamburg, 

« AIDS-Seelsorge des Ev.-Luth. Kirchenkreisverbandes Hamburg (KKVHH), 
• drei Gäste- und Krisenwohnungen (ein Projekt der Sozialräumlichen Hilfen und 

Angebote), 
' voraussichtlich 46 Apartments für Auszubildende. 

Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, das Vorhaben wirtschaftlich und sparsam zu 
betreiben und die Miete für alle Einheiten (SCHORSCH, AIDS-Seelsorge, Krisenwoh- 
nungen, Apartments für Auszubildende) günstig, aber kostendeckend unter Ausschluss 
einer Bereicherungsabsicht zu kalkulieren. Entsprechend dem Projektkonzept sind an- 
fänglich nach Fertigstellung folgende Nettokaltmieten pro Monat anzustreben: 

Vor der erstmaligen Vermietung werden die zu erhebenden kostendeckenden monatli- 
chen Nettokaltmieten für das SCHORSCH, die Krisenwohnungen sowie die Apart- 
ments für Auszubildende auf dieser Basis abschließend zwischen der Grundstücksei- 
gentümerin und dem Erbbauberechtigten abgestimmt. 

Für den Fall, dass die mit den Trägern abzuschließenden Verträge - gleich aus wel- 
chem Grund - nicht oder nicht rechtzeitig abgeschlossen oder beendet werden, hat der 
Erbbauberechtigte nach wirtschaftlichen Aspekten unter Berücksichtigung der Zweck- 
bindung in Abstimmung mit der Grundstückseigentümerin Verträge mit anderen geeig- 
neten Nutzern abzuschließen. Bei der Abstimmung teilt der Erbbauberechtigte der 
Grundstückseigentümerin unter Vorlage entsprechender aussagekräftiger Unterlagen 
mit, welche Nutzungen die künftigen Nutzer beabsichtigen und ob diese wirtschaftlich 
hinreichend tragbar sind. Sofern die Grundstückseigentümerin einem schriftlich und mit 
den entsprechenden Unterlagen vorgelegten Vorschlag zum Abschluss eines Vertrags 
nicht innerhalb von sechs Wochen nach Eingang beim zuständigen Fachamt des Be- 
zirksamts Hamburg-Mitte widerspricht, gilt die Zustimmung als erteilt. 

• SCHORSCH; 
• AIDS-Seeisorge; 
• Krisenwohnungen: 
• Apartments für Auszubildende: 

ca. 13,00 EUR/qm 
ca. 13,00 EUR/qm 

2,18 EUR/qm (1.408 qm) 

festgesetzte Mieten nach dem Förderprogramm der IFB, soweit diese 
die Finanzierung übernimmt, derzeit EUR 229,00 je Einzelapartment 
und EUR 435,00 je Doppelapartment. 
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Sollten sich während der Laufzeit des Erbbaurechts die fachlichen Bedarfe hinsichtlich 
der vorgenannten Angebotsstruktur ändern, so hat der Erbbauberechtigte innerhalb ei- 
ner angemessenen Frist vergleichbare soziale Nutzungen nach den Vorgaben der 
Grundstückseigentümerin, vertreten durch das Bezirksamt Hamburg-Mitte, in das Pro- 
jekt zu integrieren. Falls nötig, sind zu diesem Zweck vorhandene Angebote für die im 
vorgenannten Sinne kein fachlicher Bedarf mehr besteht, vorzeitig zu beendigen. 

9-2 Die für die Baulichkeiten nicht benötigten Teile des Grundstücks darf der Erbbaube- 
rechtigte nur als Freifläche entsprechend der Zweckbestimmung der Bauwerke gestal- 
ten und benutzen. 

9.3 Für eine andere Verwendung des Grundstücks und seiner Baulichkeiten bedarf der 
Erbbauberechtigte der schriftlichen Zustimmung der Grundstückseigentümerin. 

9.4 Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, auf dem Grundstück Spielhallen oder ähnliche 
Unternehmen im Sinne des § 33 i Gewerbeordnung, die der Aufstellung von Spielgerä- 
ten mit oder ohne Gewinnmöglichkeiten dienen, sowie Verkaufsräume, deren Zweck 
auf den Verkauf von Artikeln, auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem 
Charakter ausgerichtet ist, weder selbst zu betreiben noch deren Betrieb zu dulden. 

9.5 Die zu errichtenden Wohneinheiten im öffentlich geförderten Segment (Apartments für 
Auszubildende) dürfen 30 Jahre nach der von der Hamburgischen Investitions- und 
Förderbank (IFB) festzustellenden Bezugsfertigkeit nur nach Maßgabe der Förderzu- 
sage der IFB belegt werden. 

Nach Ablauf dieser Bindungen sind die Wohneinheiten unabhängig von der genannten 
Vorschrift als Mietwohnungen vorzuhalten. Sie dürfen während der Dauer des Erbbau- 
rechts nicht in Wohnungserbbaurechte umgewandelt werden (Umwandlungsverbot). 

Die Mieten (netto kalt) der einzelnen Apartments für Auszubildende dürfen den Mittel- 
wert des einschlägigen Rasterfeldes des jeweils gültigen Hamburger Mietenspiegels 
dauerhaft nicht überschreiten. Die Grundstückseigentümerin kann sich vom Erbbaube- 
rechtigten nach Auslaufen der Sozialbindung eine anonymisierte Aufstellung über die 
Wohneinheiten und Netto-Kaltmiete im Vergleich zum Mittelwert des einschlägigen 
Rasterfeldes des jeweils gültigen Hamburger Mietenspiegels vorlegen lassen, wenn ein 
begründeter Verdacht besteht, dass gegen die Mietobergrenze verstoßen wird. 

10, Instandhaltung, Versichsrung, Wiederherstellung zerstörter Baulichkeiten, Zutritt 
und Auflagen 

10.1 Der Erbbauberechtigte ist verpflichtet, die Baulichkeiten nebst Zubehör stets in einem 
guten baulichen und das Grundstück in einem gepflegten Zustand zu halten, die Bau- 
lichkeiten nach ihrem vollen Wert gegen Brand-, Starkregen-, Überschwemmungs-, 
Sturm- und Hagelschäden zu versichern, sie fortdauernd nach dem vollen Wiederher- 
stellungswert versichert zu halten und der Grundstückseigentümerin auf deren Verlan- 
gen einen Nachweis über die Versicherung vorzulegen. 
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Werden die Baulichkeiten ganz oder teilweise zerstört, so ist der Erbbauberechtigte 
verpflichtet, sie in bisherigem Umfange nach Plänen, die der schriftlichen Zustimmung 
der Grundstückseigentümerin bedürfen, innerhalb einer angemessenen Frist wieder- 
herzustellen. 

10.2 Die Grundstückseigentümerin ist befugt, das Grundstück zu jeder angemessenen Ta- 
geszeit zu besichtigen oder besichtigen zu lassen. Sie wird dies dem Erbbauberechtig- 
ten rechtzeitig ankündigen, 

k k 

11. Veräußerung und Belastung des Erbbaurechts 

11.1 Zu einer Veräußerung oder Belastung des Erbbaurechts mit einer Hypothek, einer 
Grund- oder Rentenschuld, einer Reallast oder einem Dauerwohn- oder Dauernut- 
zungsrecht nach dem Wohnungseigentumsgesetz bedarf der Erbbauberechtigte der 
schriftlichen Zustimmung der Grundstückseigentümerin. Die Grundstückseigentümerin 
wird dabei die jeweils geltenden haushattsrechtlichen Vorschriften der Freien und Han- 
sestadt Hamburg beachten. 

Mit der Aufteilung in Teil-AA/ohnungserbbaurechte nach Maßgabe der Funktionsberei- 
che gemäß Abschnitt I 1 durch den Erbbauberechtigten dieser Niederschrift ist die 
Grundstückseigentümerin schon jetzt einverstanden. 

11.2 Die Grundstückseigentümerin stimmt bereits jetzt der Belastung des Erbbaurechts mit 
Tilgungshypotheken oder Grundschulden wie folgt zu: 

Grundschulden für die kreditgebenden Institute 
in Höhe von insgesamt EUR 5.000.000,00 nebst Zinsen und Nebenleistungen. 

Die Zustimmung nach Satz 1 entfällt, soweit der Erbbauberechtigte einen Kredit bei ei- 
nem Kreditinstitut oder einer Versicherung aufnimmt, die nicht der deutschen und eu- 
ropäischen Finanzdienstleistungsaufsicht unterliegt oder die Voraussetzungen des § 
53 b Abs. 11 des Kreditwesensgesetzes nicht erfüllt. Im letztgenannten Fall ist der 
Nachweis durch Vorlage der Mitteilung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs- 
aufsicht gern. § 53 b Abs. 2 bzw. Abs. 2 a des Kreditwesengesetzes zu führen. 

Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich dazu, dass 

• das Darlehen regelmäßig getilgt wird, 

• die Auszahlung des Darlehens entsprechend dem Baufortschritt angefordert wird. 

Neuvalutierungen sind nur mit schriftlicher Zustimmung der Grundstückseigentümerin, 
vertreten durch die zuständige Fachbehörde, zulässig. Erfolgt keine Zustimmung oder 
begründete Ablehnung binnen einer Frist von sechs Wochen, so gilt die Zustimmung 
als erteilt. 
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12. Heimfafi 

12.1 Der Erbbauberechtigte hat das Erbbaurecht auf Verlangen der Grundstückseigentüme- 
rin auf diese oder einen von dieser bezeichneten Dritten zu übertragen, wenn 

12.1.1 er seine Bauverpflichtung nicht, nicht rechtzeitig oder nur ungenügend erfüllt oder 
nach Abschluss der Erstbebauung weitere bauliche Anlagen ohne schriftliche 
Zustimmung der Grundstückseigentümerin errichtet - mit Ausnahme baulicher 
Veränderungen Im Inneren des Gebäudes - oder bauliche Anlagen ohne schrift- 
liche Zustimmung der Grundstückseigentümerin abbricht (Ziffer 8), 

12.1.2 er die Immobilie nicht vertragsgemäß nutzt (Ziffer 9), 

12.1.3 innerhalb von sechs Monaten nach Fertigstellung des Gebäudes vor der erstma- 
ligen Vermietung zwischen den Parteien keine Einigung über die monatlichen 
Nettokaltmieten für das SCHORSCH, die Krisenwohnungen sowie die Apart- 
ments für Auszubildende erzielt wird (Ziffer 9,1), 

12.1.4 über das Vermögen eines der Erbbauberechtigten oder beider Erbbauberechtig- 
ten das Insoivenzverfahren eröffnet wird oder mangels Masse abgelehnt wird, 

12.1.5 die Zwangsversteigerung des Erbbaurechts angeordnet wird, 

12.1.6 das Grundstück oder ein Teil des Grundstücks für Zwecke benötigt wird, für die 
eine Enteignung zulässig ist. Wird nur ein Teil des Grundstücks für diese Zwecke 
benötigt, so kann der Erbbauberechtigte den Heimfallanspruch dadurch abwen- 
den, dass er sich mit einer Herausnahme dieses Grundstücksteiies aus dem 
Erbbaurecht einverstanden erklärt, oder 

12.1.7 die Johann Daniel Lawaetz-Stiftung nicht mehr Gesellschafterin der Johann Da- 
niel Lawaetz Stadtentwicklungs-GmbH ist. 

12.2 Besteht ein Heimfallanspruch wegen des Verhaltens eines Erbbauberechtigten, so gilt 
dieses für den Heimfall des gesamten Erbbaurechts. 

12.3 Macht die Grundstückseigentümerin von ihrem Heimfallanspruch nach Ziffer 12.1 Ge- 
brauch, so zahlt sie eine Vergütung an den Erbbauberechtigten wie folgt: 

2/3 des Sachwertes der Baulichkeiten im Zeitpunkt des Heimfalls abzüglich der nicht 
verbrauchten Instandhaltungsrücklage und der Restschulden, die von der Grundstück- 
seigentümerin übernommen werden. 

Der Sachwert der Baulichkeiten wird von einem vereidigten Bausachverständigen er- 
mittelt, den die Grundstückseigentümerin bestimmt. Die auszuzahlende Summe darf 
dabei die von der Erbbauberechtigten insgesamt in das Objekt eingebrachten Investiti- 
onen nicht übersteigen; sie muss mindestens dem Betrag der noch valutierenden Kre- 
dite entsprechen. Als Investitionen gelten alle vom Erbbauberechtigten belegten Eigen- 
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und Fremdmittel für das !FZ (inklusive Baunebenkosten) unabhängig von einer etwai- 
gen Tilgung. 

12.4 Erklärt sich der Erbbauberechtigte bereit, zur Abwendung des Heimfallanspruches ge- 
mäß Ziff. 12.1.4 einen Grundstücksteil herauszugeben, so zahlt die Grundstückseigen- 
tümerin als Vergütung für das Erbbaurecht einen Betrag in Höhe des Sachwertes so- 
wie alle Kosten etwaiger notwendiger Umbauten der auf diesem Grundstücksteil vor- 
handenen Baulichkeiten abzüglich des sich zu diesem Zeitpunkt ergebenden Rückfor- 
derungsanspruchs aus der Zuwendung zur Finanzierung des Baus des IFZ. 

12.5 Für Baulichkeiten, die ohne schriftliche Zustimmung der Grundstückseigentümerin er- 
richtet worden sind, wird in keinem Fall eine Vergütung gezahlt. 

13. Erlöschen des Erbbaurechts 

13.1 Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf, so zahlt die Grundstückseigentümerin eine 
Entschädigung an den Erbbauberechtigten wie folgt: 

2/3 des Sachwertes der Baulichkeiten im Zeitpunkt des Erlöschens des Erbbaurechts 
abzüglich der nicht verbrauchten Instandhaltungsrückiage und der Restschulden, die 
von der Grundstückseigentümerin übernommen werden. 

Der Sachwert der Baulichkeiten wird von einem vereidigten Bausachverständigen er- 
mittelt, den die Grundstückseigentümerin bestimmt. Die auszuzahlende Summe darf 
dabei die von der Erbbauberechtigten insgesamt in das Objekt eingebrachten Investiti- 
onen nicht übersteigen; sie muss mindestens dem Betrag der noch valutierenden Kre- 
dite entsprechen. Als Investitionen gelten alle vom Erbbauberechtigten belegten Eigen- 
und Fremdmittel für das IFZ (inklusive Baunebenkosten) unabhängig von einer etwai- 
gen Tilgung. 

13.2 Für Baulichkeiten, die ohne schriftliche Zustimmung der Grundstückseigentümerin er- 
richtet worden sind, wird in keinem Fall eine Vergütung gezahlt. 

14. Schiedsgutachten 

Ist der Erbbauberechtigte der IVIeinung, dass die von der Grundstückseigentümerin bei 
Heimfall oder Erlöschen des Erbbaurechts ermittelte Entschädigung oder Vergütung zu 
niedrig ist, so wird die vertragsgemäße Leistung durch den Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte (§§ 192 bis 199 Baugesetzbuch) bestimmt. Falls diese Einrichtung 
nicht mehr bestehen sollte, ohne dass ein Funktionsnachfolger bestimmt ist, erfolgt die 
Bestimmung der Leistung durch drei Sachverständige, von denen je einen die Grund- 
stückseigentümerin und der Erbbauberechtigte benennen, während der Dritte von die- 
sen beiden bestellt oder mangels Einigung vom Präsidenten des Landgerichts Ham- 
burg ernannt wird. Die Kosten des Gutachtens tragen die Parteien je zur Hälfte. 
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15, Vertragsstrafe 

15.1 Unbeschadet des Anspruchs auf Erfüllung kann die Grundstückseigentümerin bei ei- 
nem Verstoß gegen eine in den Ziffern 10 oder 11 getroffenen Bestimmungen für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung eine Vertragsstrafe verlangen, und zwar bei einem Verstoß 
gegen 

• Ziff. 10 (Instandhaltung, Betretungsrecht usw.), 

Ziff. 11 (Tilgung des Erbbaurechts) 

jeweils bis zu 10 v, H. vom aktuellen Bodenwert zzgl. 10 v. H. der geschätzten Baukos- 
ten in Höhe von 8,3 Mio, EUR. 

15.2 Wind das vertragswidrige Verhalten trotz Abmahnung fortgesetzt, kann die Vertrags- 
strafe wiederholt erhoben werden. 

15.3 Die Höhe der im Einzeifall verwirkten Vertragsstrafe bestimmt die Grundstückseigen- 
tümerin nach der Schwere des Vertragsverstoßes, insbesondere nach dem Maß der 
Beeinträchtigung des öffentlichen Interesses nach Maßgabe des Beschlusses der 
Bürgerschaft vom 17.12.2014 - Drs 20/13804 - sowie nach dem Maß des Verschuldens 
nach billigem Ermessen; § 343 BGB (Herabsetzung der Vertragsstrafe) bleibt unbe- 
rührt. 

15.4 Die Geltendmachung des Heimfallanspruchs wird von den Vertragsstrafenregelungen 
nicht berührt. Die Grundstückseigentümerin kann jedoch wegen derselben Vertragsver- 
letzung nur entweder Vertragsstrafe oder Heimfall geltend machen. Nach Forderung 
einer Vertragsstrafe fortgesetzte oder wiederholte Verletzungen derselben Vertrags- 
pflichten gelten als verschiedene Vertragsverletzungen. 

16. Teilschuldnerische Haftung 

Mehrere Erbbauberechtigte übernehmen die Verpflichtungen dieses Vertrages als Teil- 
schuldner nach Maßgabe der jeweiligen Anteile. 

17. Übertragung von Verpflichtungen auf Rechtsnachfolger 

Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, seinem Rechtsnachfolger im Erbbaurecht alle 
Verpflichtungen dieses Vertrages aufzuerlegen und den Rechtsnachfolger entspre- 
chend zu verpflichten. 

18. Formvorschrift 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen - soweit nicht gesetzlich eine 
strengere Form vorgeschrieben ist - der Schriftform. 
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19. Kosten 

19.1 Alle mit der Beurkundung und Durchführung dieses Vertrages verbundenen Kosten 
sowie die Grunderwerbsteuer trägt jeder Erbbauberechtigte als Gesamtschuldner. 

Die Kosten des Landesbetriebes für Geoinformation und Vermessung für eine einmali- 
ge örtliche Anweisung der Grundstücksgrenzen trägt die GrundstQckseigentümerin. 

Die Kosten des Landesbetriebes für Geoinformation und Vermessung für die Erstellung 
der zur grundbuchüchen Abwicklung des Vertrages erforderlichen Unterlagen sowie für 
eine einmalige örtliche Anweisung der Grundstücksgrenzen trägt die Grundstücksei- 
gentümerin. 

Eine Vermittlungsgebühr oder Anwaltskosten zahlt die Grundstückseigentümerin nicht. 

19.2 Macht die Grundstückseigentümerin von ihrem Heimfail nach Ziff. 12 des Vertrages 
Gebrauch, so trägt der Erbbauberechtigte ebenfalls die damit verbundenen Kosten so- 
wie die Grunderwerbsteuer. Dies gilt nicht in den Fällen der Ziff. 12.1.6 sowie bei Aus- 
übung des Heimfailrechts zugunsten des Dritten. 

20. Vorkaufsrecht 

Der Erbbauberechtigte räumt der Grundstückseigentümerin auf die Dauer des Erbbau- 
rechts an dem Erbbaurecht ein dingliches Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle ein. 

Im Übrigen gelten für das Vorkaufsrecht die gesetzlichen Bestimmungen. 

21. Erfüllungsort 

Erfüllungsort für alle Ansprüche aus diesem Vertrage ist Hamburg, sofern kein anderer 
Gerichtsstand gesetzlich zwingend festgeiegt ist. 

22. Ungültige Bestimmungen 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ungültig sein, so bleibt der Vertrag im 
Übrigen gleichwohl gültig. Grundstückseigentümerin und Erbbauberechtigter sind Je- 
doch verpflichtet, die ungültige Bestimmung so umzudeuten, zu ergänzen oder zu er- 
setzen, dass der mit der ungültigen Bestimmung beabsichtigte Zweck weitgehend er- 
reicht wird- 
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n. Vertragsvollzug 

23. Vollmacht 

23.1 Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass der Vertrag vom amtierenden Notar 
durchgeführt werden soll und beauftragen diesen mit der Durchführung dieses Vertra- 
ges. 

23.2 Die Vertragsparteien beantragen hiermit gegenüber dem zuständigen Finanzamt, die 
Unbedenklichkeitsbescheinigung direkt an den vertragsdurchführenden Notar zu sen- 
den. 

23.3 Die Vertragsparteien beauftragen und bevollmächtigen hiermit den vertragsdurchfüh- 
renden Notar - unbeschadet der Bestimmungen des § 15 Grundbuchordnung (GBO) - 

den Vollzug aller in dieser Urkunde enthaltenen Anträge zu bewirken, 

im Namen der Vertragsparteien Erklärungen zur Durchführung der Rechtsge- 
schäfte in dieser Urkunde auch in Form der Eigenurkunde abzugeben und ent- 
gegenzunehmen sowie Anträge - auch geteilt und beschränkt - zu stellen, zu- 
rückzunehmen (auch einzeln), abzuändern und zu ergänzen, 

alle zur Wirksamkeit und zum Vollzug dieses Vertrages erforderlichen Genehmi- 
gungen - auch rechtsgeschäftlicher Natur - Bestätigungen, Negativbescheini- 
gungen und Freigabe- und Löschungserklärungen einzuholen, die mit ihrem Ein- 
gang bei dem amtierenden Notar allen Beteiligten gegenüber wirksam werden, 

sämtliche Erklärungen in Empfang zu nehmen, die für die Wirksamkeit dieser 
Rechtsgeschäfte erforderlich sind. 

23.4 Die Vertragsparteien verzichten hiermit unwiderruflich auf ihr eigenes Antragsrecht. 

23.5 Der Grundenwerbsteuerbescheid und ablehnende Bescheide außerhalb des Grund- 
buchverfahrens sind den Beteiligten selbst zuzusteüen. Im Übrigen sind dem Notar 
sämtliche Bescheide zu übersenden. 

23.6 Die Vertragschließenden bevollmächtigen hiermit 

jeden einzelnen Bürovorsteher des Notars: 

a) Herrn Peter R a m i n , 
b) Herrn Wolfgang Nickel, 
c) Frau Petra D r e w s, 

aller Anschrift; Gänsemarkt 50. 20354 Hamburg, 



unter verantwortlicher Überwachung des amtierenden Notars 

im Namen der Vertragsparteien alle zur Eintragung des Erbbaurechts und zur Durch- 
führung dieses Vertrages notwendigen oder zweckdienlichen Erklärungen abzugeben 
und entgegenzunehmen, sei es gegenüber dem Grundbuchamt oder anderen Stellen. 
Die Bevollmächtigten sind ermächtigt, hierzu auch entsprechende Anträge zu stellen, 
zu ergänzen und zurückzunehmen. Die Vollmacht erstreckt sich insoweit insbesondere 
auf die Erklärung und Wiederholung der Einigung, die Abgabe von Identitätserklärun- 
gen gegenüber dem Grundbuchamt, Bewilligungen von Dienstbarkeiten jeder Art und 
jeden Umfangs, Rangänderungs- und Rangrücktrittserklärungen, Bewilligungen und 
Anträge hinsichtlich der Umschreibung und Buchung des Grundstücks sowie sonstige 
Eintragungs- oder Löschungsbewilligungen. 

Die Bevollmächtigungen sind einzeln und unabhängig von der Wirksamkeit des übrigen 
Urkundeninhalts erteilt. Untervollmacht darf erteilt werden. Die Befreiung von den Be- 
schränkungen des § 181 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) wird erteilt. 

Sofern vorstehend nicht ausdrücklich anders geregelt, sind die Voraussetzungen zur 
Ausübung der Vollmacht Dritten, insbesondere dem Grundbuchamt gegenüber nicht 
nachzuweisen; dieses wird von einer etwaigen Prüfungspflicht ausdrücklich befreit. 

Von dieser Vollmacht kann nur vor dem beurkundenden Notar, dessen amtlich bestell- 
tem Vertreter oder einem mit ersterem in Sozietät verbundenen Notar Gebrauch ge- 
macht werden, im Innenverhältnis darf von diesen Vollmachten, soweit in diesem Ver- 
trag keine Weisung enthalten ist, nur nach Rücksprache und auf Weisung der Ver- 
tragsparteien Gebrauch gemacht werden, ohne dass dies dem Grundbuchamt nach- 
zuweisen wäre. Betrifft die Handlung der Bevollmächtigten nur eine Vertragspartei, ge- 
nügt deren Zustimmung. 

23.7 Die Vertragsparteien weisen den Notar unwiderruflich an, eine Vertragsausfertigung 
mit der Einigung gemäß Ziff. 24.1 dem Grundbuchamt einzureichen, sobald alle erfor- 
derlichen Genehmigungen und Unterlagen vorliegen. Den Abschreibungsantrag soll 
der Notar unmittelbar nach Vorliegen der Fortführungsmitteilung stellen. 

23.8 Soweit ein Rücktritts recht besteht, hat der Rücktritt schriftltch gegenüber der anderen 
Vertragspartei zu Händen des Notars zu erfolgen, der hiermit wechselseitig zur Entge- 
gennahme ermächtigt wird. 

24. Einigung und Grundbuchanträge 

Die Vertragsparteien sind über die Bestellung des Erbbaurechts mit allen in dieser Ur- 
kunde niedergeieg len Bestimmungen einig; im Übrigen gelten die gesetzlichen Vor- 
schriften. 

Es wird bewilligt und beantragt, im Grundbuch einzutragen: 

1 an dem Grundstück gern. Ziff. 1.1 
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r 

das Erbbaurecht für den Erbbauberechtigten mit dem in Ziffern 1-22 niedergeieg- 
ten dinglichen Inhalt an ausschließend erster Rangstelle 

2. nach Anlegung des Erbbaugrundbuches an dem Erbbaurecht: 

das Vorkaufsrecht für den jeweiligen Grundstückseigentümer gern. Ziff. 20 an 
rang erster Stelle. 

Im Übrigen wird der Notar beauftragt, den grundbuchamtlichen Vollzug dieser Urkunde 
durchzuführen, wobei er über § 15 GBO hinaus alle Anträge einzeln und unabhängig 
voneinander stellen, einschränken oder zurücknehmen kann. Voilzugsmitteiiung wird 
für alle Beteiligten an den beurkundenden Notar erbeten. 

25. Ausfertigungen des Vertrages und Unterschriften 

Von dieser Niederschrift soll nur die erste Ausfertigung mit der Einigung versehen und 
diese bei dem Notar zur Einreichung beim Grundbuchamt verbleiben. Je eine weitere 
Ausfertigung (ohne Einigung) erhalten die Grundstückseigentümerin und jeweils ein je- 
der Erbbauberechtigte. 

Darüber hinaus erhält die Grundstückseigentümerin eine einfache Abschrift mit Eini- 
gung sowie eine beglaubigte Abschrift und ein ungeheftetes Loseblattexempiar jeweils 
ohne Einigung nebst einer entsprechenden Datei, welche per E-Maii an die Adresse 
Grundfauchstelle@liq.hamburq.de zu übersenden ist. 

26. Rücktrittsrechte 

Jeder der Erbbauberechtigten ist berechtigt, durch schriftliche Erklärung zu Händen 
des beurkundenden Notars von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn nicht bis 
01.05.2015 einschließlich ein Zuwendungsbescheid der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, Bezirksamt Hamburg-Mitte, bestandskräftig ergangen ist, in dem folgende Zu- 
wendungen festgesetzt wurden: 

Zuwendung zur Realisierung des Neubaus Integrations- und Familienzentrum St. 
Georg als Fehlbedarfsförderung gemäß der baufachlich geprüften Bau- und Kostenun- 
terlagen in Höhe von maximal 2.725.974,00 EUR. 

27. Kosten des Rücktrittsrechts 

Die Kosten dieses Vertrages trägt im Falle der Ausübung von Rücktrittsrechten an die- 
sem Vertrag die Grundstückseigentümerin; vertreten durch die zuständige Fachbehör- 
de. 
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28. Hamburgisches Transparenzgesetz 

Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei Vor- 
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach Maßgabe der Vorschriften des 
HmbTG im Informationsregister veröffentlicht. Unabhängig von einermöglichen Veröf- 
fentlichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsersuchen nach dem HmbTG 
sein. 

Diese Niederschrift wurde nebst Anlagen vorgetesen, der La- 
gepian zur Einsicht vorgelegt, genehmigt und unterschrieben. 



Anlage 1 



M/IS 12.55-17 Hamburg, 31.07.14 

IS 

nachrichtlich: 

Finanzbehörde 

Amt für Organisation und zentrale Dienste 

Abgabe von Verpflichtungserklärungen 

Verfügung: 

Aufgrund der Delegationsverfügung des Senatsamtes für Bezirksangelegenheiten vom 14.0'6.2001 

erteile ich mit sofortiger Wirkung die Vertretungsbefugnis'für: 

SchÖpper, Sven-Olaf 

Bezirksamt Hamburg- Mitte 



Sfll. Abschrlff 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

Staatsrat 
Jan Pörksen 

Hamburger Straße 47 
D - 22083 Hamburg 

Telefon 040 - 4 28 63 -• 2550/51 
Telefax 040 - 427 311011 
E-Mail: Jan.Poerksen@ba5fi-lianfiburg.de 

Voilniacht 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, 
bevollmächtigt hiermit - und zwar einzeln - 

Herrn Uwe Riez, Herrn Dr. Dirk Bange und Herrn Sören Arlt 
Geschäftsanschrift: Hamburger Str. 37, 22083 Hamburg 

das Erbbaurecht an den in der Drucksache 20/13530 benannten Grundstücken, beide bele- 
gen Kirchenweg 20, dies sind das im Grundbuch von St. Georg Nord Blatt 1229 eingetrage- 
ne, im Kataster mit Gemarkung St. Georg Nord als Flurstück 7 bezeichnete sowie das ent- 
widmete, aber noch nicht gebuchte, im Kataster mit St. Georg Nord als Flurstück 2316 be- 
zeichriete Grundstück, 

für ein Entgelt 

die Johann Daniel Lawaetz-Stiftung, Hamburg, zu einem Anteil von SO/IOOstel, und 
die Johann Daniel Lawaetz Stadtentwicklungs-GmbH, Hamburg, zu einem Anteil von 
20/100stel, 

zu überlassen: 

siehe anliegende Drucksache. 

Herr Riez, Herr Dr. Bange und Herr Arlt sind berechtigt - und zwar einzeln - den Erbbau- 
rechtsvertrag namens der Freien und Hansestadt Hamburg abzuschließen, die Auflassung 
zu erklären, alle zur Belastung des Grundstücks erforderlichen Erklärungen und Bewilligun- 
gen rechtsverbindlich abzugeben und Anträge zu stellen und zurückzunehmen, im Rahmen 
von Entgeltfinanzierungen den jeweiligen Erbbauberechtigten unter die sofortige Zwangs- 
vollstreckung zu unterwerfen, jedoch ohne Übernahme von Kosten und Haftung für die Freie 
und Hansestadt Hamburg sowie Untervollmächten unter Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB zum Zwecke der Vertragsdurchfllhrung zu erteilen. 

in Höhe von 1 € (in Worten: einem Euro) 

an 

Hamburg, den 19.03^015 



BÜRGERSCHAFT 
DER FREIEN UNO HANSESTADT HAMBURG Drucksache 20/13530 

20. Wahlperiode 04.11.14 

Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft 

Realisierung des Integrations- und Familienzentrums St. Georg 

Nachbewüligung Haushaltsplan 2014, §33 LHO (a.F.) 

Ergänzung Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016, §34 LHO (n.F.) 

1. Zielsetzung 

Zur Verbesserung des Zusammenhalts der unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppen im Stadt- 
teil St. Georg verfolgt das Bezirksamt Hamburg- 
Mitte im Rahmen der Integrierten Statteilentwick- 
lung zusammen mit der Ev.-Iuth. Kirchengemeinde 
St. Georg-Borgfelde und der Johann Daniel La- 
waetz-Stlftung (künftig Lawaetz-Stiftung) das Ziel, 
die Leistungen der bisherigen Kinder-, Jugend- 
und Familieneinrichtung SCHORSCH in einem am 
Kirchenweg 20 neu zu errichtenden Gebäude mit 
weiteren sozialen Einrichtungen zu bündeln und 
damit alten Projektpartnern eine wirtschaftlich so- 
lide, langfristige Perspektive zu geben. 

Mit dem Neubau soll außerdem die Möglichkeit ge- 
nutzt werden, zusätzlichen Wohnraum für Junge 
Menschen in zentraler Lage und mit Anbindung an 
eine Jugendhilfeeinrichtung zu schaffen. Durch 
die Kombination des SCHORSCH mit Auszubil- 
denden- und Gäste-/Krisenwohnungen kann ein 
wirtschaftliches und gesellschaftlich innovatives 
Projekt verwirklicht werden. 

Die Projektpartner verstehen die Integration ihrer 
unterschiedlichen Aufgaben und Zielgruppen 
unter einem Dach als eine besondere Chance. 
allen anderen Dingen geht es um das Erreichen 

eines gesellschaftlichen Mehrwertes durch Inter- 
kulturelle Grenzüberschreitung und Gemein- 
schaft. 

2. Ausgangslage 

St. Georg als bunter multikultursller Stadtteil ist 
Anziehungspunkt für unterschiedliche kulturelle, 
ethnische, religiöse und soziale Gruppen mit 
unterschiedlichen religiösen Orientierungen. Ein 
Integrations- und Familienzentrum bietet die 
Chance, verschiedene Community miteinander 
ins Gespräch zu bringen und damit einen aktiven 
Beitrag zur Integration zu leisten. ^Berdem kann 
hier Kindern und Jugendlichen von (dein an gesell- 
schaftliche Orientierung und Integration angebo- 
ten werden. 

Mit der Schulreform und der Einrichtung der Stadt- 
tellschule Hamburg-Mitte entstanden neue Auf- 
gaben für die Jugendeinrichtungen im Rahmen 
einer sich verändernden Arbeits- und Aufgaben- 
teilung zwischen Schulen und auBerechulischen 
Bildungseinrichtungen. 

Die sozialen Einrichtungen in St Georg als zen- 
tralem Stadtteil werden auch aus anderen 
Stadtteilen frequentiert. Beispielsweise befinden 
sich im Quartiersgebiet neun Kindertagesheime 
und sechs Schulen. Eine Besuchererhebung der 
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Kinder-, Jugend- und Familieneinrichtung 
SCHORSCH ergab schon vor einigen Jahren, 
dass rund 50% der Besucherinnen und Besucher 
außerhalb des Stadtteils leben. 

Die Räume das SCHORSCH am Kirchenweg 20 
befinden sich in einem schlechten baulichen Zu- 
stand. Das 1963 erbaute Gebäude ist konzeptio- 
nell und bautechnisch veraltet und entspricht den 
heutigen Anforderungen nicht mehr. Dia aktuelle 
Raumgestaltung der ca, 1300 m* großen Nutz- 
fläche erlaubt beispielsweise keine Teilöffnung und 
schränkt damit Nutzungsmögtichkeiten und einen 
ressourcenschonenden Personateinsatz unnötig 
ein. öle Betriebskosten sind auf Grund des hohen 
Verbrauchs an Heizenergie ein erhebliches wirt- 
schaftliches Problem. Die Kosten einer Instandset- 
zung mit Modernisierungsanteilen wird auf 3250 
Tsd. Euro (2500 Euro/m*) an Hand von Vergielchs- 
objekten im Bezirk Hamburg-Mitte geschätzt. Das 
wären 86% der für den Neubau veranschlagten 
Baidcosten für diesen Gebäudeteil (ohne Grund- 
stückskosten). Bei der Kastensrmittlung sind erfor- 
derirche Maßnahmen wie der Austausch der Fens- 
ter, die Erneuerung der hofseitigen verglasten Fas- 
sade, der Elektro- und Sanitärausstattung sowie 
der Einbau einer neuen Heizungsanlage berück- 
sichtigt. Damit wird eine Instandsetzung des Ge- 
bäudes Im Vergleich zu einem Neubau mit besse- 
rer Ausnutzung des Grundstücks als nicht wirt- 
schaftlich sinnvoll betrachtet. 

Auszubildende sind insbesondere im innerstädti- 
schan Bereich auf Grund ihres Einkommens und 
Alters am Wohnungsmarkt starker Konkurrenz 
ausgesetzt. Die im Neubau vorgesehenen Ein- 
Zimmer-Wohnungen soll ihnen die Möglichkeit 
bieten, bei einer Ausbildung im Stadtzentrum 
arbeitsplatznah zu wohnen. 

Das Projekt „Integrations- und Familienzentrum 
St. Georg/SCHORSCH“ ist Bestandteil des be- 
schlossenen Nachsorge- und Varstetigungskon- 
zept St. Georg-Mitte. 

3. Beabsichtigte Maßnahmen zur Realisierung 
des Integrations- und Familienzentrums St. 
Georg 

Vor diesem Hintergrund hat die Bezirksamtsleitung 
unter Einbindung der Projektpartner im Februar 
2013 entschieden, ein Projekt zur Schaffung eines 
Integrations- und Familienzentrums St. Georg zu 
beginnen. Entwickelt wird das Projekt seitdem 
durch die Fachämter Stadt- und Landschaftepla- 
nung (Federführung), Sozialraummanagement 
und das Jugendamt des Bezirksamts Hamburg- 
Mitte sowie die Ev.-luth. Kirchengemeinde St. 
Qeorg-Borgfelde und die Lawaetz-Stiftung. 

Die Ergebnisse der Planung liegen vor, wurden 
den Projektbeteiiigten vorgesteilt, mit ihnen abge- 
stimmt und sollen nun umgesetzt werden. 

In dem Vorhaben sollen die Angebote des 
SCHORSCH um die AfOS-Seelsorge, Jugendwoh- 
nen in Form von Azubi-Wohnungen und Gäste-/ 
Krisenwohnungen ergänzt werden. Somit ergibt 
sich als Kern folgende Angebotsstruktur 

- offene Treffpunktangebote für Kinder, Jugend- 
liche und Eltern/Erwachsene in drei Splel- 
häusem/Spieiplätzen und im Hauptgebäude 
Kirchenweg 20 (bisher ca. 200 Junge Besuche- 
rinnen und Besucher täglich), 

- das Schul-Itooperationsprojekt SCHORSCH- 
CLUB mit der Stacfttellschule Mamburg-Mitte 
und der Hetnrich-Wolgast-Schule mit integrier- 
ter Sprachheilschule (bisher ca. 330 Schülerin- 
nen und Schüler wöchentlich), 

- Familien- und EinzalMIhflfe durch den ASD und 
Sozial räumliche Hilfen und Angebote (SHA) 
(bisher ca. 30 Klientinnen und Klienten 
wöchentlich), 

- überregional© Berufsorientierung für Jugend- 
liche (bisher VAMOS/INVIA Kompetenzagentur 
Ausbildung - Arbeit - sozial© Integration, zu- 
künftig. „Jugend-Aktiv-Plus“) als ESF-Projekt in 
Kooperation mit dem Bezirksamt (bisher ca. 
20 Klientinnen und Klienten wöchentlich), 

- Interkuftureile und interrsKgiöse Treffpunkte 
unter anderem des Türkischen Frauen- und 
Kulturvereins Hamburg (bisher ca. 300 junge 
und erwachsene Besucherinnen und Besucher 
wöchentlich) und 

- AIDS-Saelsorge des Ev.-kith. Kirchenkreisver- 
bandes Hamburg (KKVHH). 

Es wird davon ausgegangen, dass die Anzahl der 
Besucherinnen und Besucher auf Grund der 
erhöhten Attraktivität der künftigen Einrichtung 
künftig leicht gesteigert werden kann. Hinzu kom- 
men die bisher im Stadtteil nicht vorhandenen 
Angebote 

- drei Gäste- und Krisenwohnungen (ein Projekt 
der Sozialriumlichen Hilfen und Angebote) (für 
sechs Personen) und 

- voraussichtlich 49 Wohnungen für junge Aus- 
zubildende (für 49 Personen). 

Die Flächen verteilen sich ausweislich des Bau- 
antrags vom 13. Dezember 2013 wie folgt: 
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Flächen Flächenanteile Flächen Flächenanteile 

Schorsch 1 402 42,40 % 

AlDS-See!sorge 451 13,66% 
1 853 56 % 

Gäste- und Krisen- 
wohnungen 

224,65 m* 6,8 % 

Wohnungen für 
Auszubildende 

1 224,35 m" 37,08 % 
1 449 nf 44 % 

Insgesamt 3 302 m* 100% 3 302 m’’ 100 % 

Die Kirchengemefnde St. Georg-Borgfelde wird 
als Dachträger die bisherigen Angebote des 
SCHORSCH fortführen, ausbauen und mit den 
weiteren Angeboten im Zentrum koordinieren. Die 
Zusammenarbeit zwischen Kirchengemeinde und 
Bezirksamt hat sich bewährt, ist stabil und erfolg- 
reich. 

Die Projektpartner werden die Zusammenführung 
ihrer unterschiedlichen Aufgaben und Zielgruppen 
unter einem Dach nutzen, um ein Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl der Nutzerinnen und Nutzer 
über interkulturelle Grenzen hinweg zu befördern. 
Die Fähigkeit und Bereitschaft der Zielgruppen, 
sich selbst oder anderen zu helfen, sollen ent- 
wickelt werden. Dadurch sollen sie In die Lage ver- 
setzt werden, persönliche Krisen auch ohne die 
hfilfe von Fachkräften zu bewältigen. Die Projekl- 
partner werden in einem regelmäßigen Austausch 
stehen und sich wechselseitig unterstützen, unter 
anderem durch die Bereitstellung von Räumen 
und fachfich® Beratung, um dieses Ziel zu errei- 
chen. 

Nach Einschätzung des zuständigen Bezirksamts 
werden die Einrichtungen in dem zu errichtenden 
Zentrum auch zukünftig benötigt werden. Die bis- 
her geleistete Arbeit wird als erfolgreich und als 
wichtiger Beitrag zur Förderung von Kindern, Ju- 
gendlichen, Familien und Integration angesehen. 

Um die Umsetzung dieses Vorhabens wirtschaft- 
lich sicher zu stellen, soll der Lawaetz-Stiftung ein 
Erbbaurecht an dem zu bebauenden Grundstück 

für einen symbolischen Preis von 1 Euro von der 
Freien und Hansestadt Hamburg übertragen wer- 
den. Es wird aus dem Grundstück gebildet, auf 
dem die jetzige Kinder-, Jugend- und Famtlienein- 
richtung steht, und aus einer etwa 45großen 
Teilfläche der Straße Kirchenweg, die entwidmet 
werden soll. 

Die Stiftung soil als Bauherrin das Integrations- 
und Familienzervtrum St, Georg errichten und an 
die sozialen Einrichtungen vermieterr. Ergänzend 
wird ein Treuhandvertrag zwischen dem Bezirks- 
amt Hamburg-Mitte und der Lawaetz-Stiftung, ge- 
gebenenfalls unter Einbeziehung derer Tochtsrge- 
seflschaften geschlossen, mit dem der Bau und 
dar Betrieb des Integrations- und Famitienzen- 
trums langfristig sichergesteltt und die Rücküber- 
tragung des Erbbaurechts auf den Grundstücks- 
eigentümer abgesichert wird. Zur Sicherstellung 
der Nachhaltigkeit des Gesamtprojekles darf die 
Stiftung eine Veräußerung des Erbbaurechts bezo- 
gen auf die freifinanzierten gewerblichen Flächen 
(AIDS-Seelsorge und Gäste- und Krisenwohnun- 
gen) an ihre Tochtergesellschaft Lawaetz-Stadt- 
entwIcklungs-GmbH unter Weiterleitung aller von 
der Stadt auferlegten Bedingungen vornehmen, in 
dem Vertrag wird zudem ein Prüfungsrecht des 
Rechnungshofs geregelt. 

4. Kosten und Finanzierung 

Die Bauinvestitionskosten werden sich insgesamt 
auf rund 8,3 Mio. Euro belaufen. 
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SCHORSCH, 
AIDS-Seelsorge, 

Gäste- und Krisen- 
wohnungen, 

A2ubi-Wohnungen 

Kostenermittiungsstufe (bmtto in Mio. Euro) 

Kostenunterlagen / Drucksachen i PKU 

Kostenbestandteile Kosten- 
rahmen 

Koslen- 
schätzung 

Kosten- 
berechnung 

Kosten- 
anschlag 

Datum: 12.04.2013 13.06.2013 30.06.2014 

3 <0 Cd 

Basiskosten 6,596 6.596 6,445 
Ansatz für 
Kostenvarianz 0,228 

Preissteigerungen 

Bauneben- und Zwischen- 
finanzierungskosten 1,098 1,698 1,630 

Gesamtbaukosten 8,294 3,294 8,301 

Bnriohtungskosten 0,2 
Besondere Kosten risiken 

In den Kosten sind der Abriss der vorhandenen 
Gebäude, die notwendige Schadstoffentsorgung 
sowie der Erwerb des Erbbaurechts berücksichtigt. 
Die Kosten Varianz kann nach Auskunft der 
Lawaetz-Stiftung auf Grund der bereits in vielen 
Details ausgearbeiteten Planung mit 3,5% ange- 
setzt werden. 

Die Kosten, mit Ausnahme der von der Kirchenge- 
meinde für die Einrichtungskosten zu beschaffen- 
den Mittel, trägt die Bauherrin. Sie beschafft die 
Mittel überwiegend am Kapitalmarkt und refinan- 
ziert sie durch die Vermietung. Zur Begrenzung 
der Mietkosten für das SCHORSCH sollen für den 
Bau l'nvestitionszuschüsse der Kirchengemeinde 
(500 Täd. Euro) und der Freien und Hansestadt 
Hamburg (3,16 Mio. Euro) gewährt werden. Die Zu- 
schüsse der Freien und Hansestadt Hamburg wer- 
den aus vorhandenen Haushaltsmitteln aufge- 
bracht. Sie sind der Höhe nach auf die genannten 
Beträge fixiert und werden zweckgebunden für 
den Bauteil zugewendet, in dem die Nutzungen 
aus der bisherigen Kinder-, Jugend- und Famili- 
eneinrichtung SCHORSCH untergebracht wird. 
Dabet handelt es sich um 

- insgesamt 1,5 Mio. Euro aus dem EPI. 4, 
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Inte- 
gration - Inve^itlonen des Aufgabenbereichs 
Jugend und Familie -, die in mehreren Jahres- 
raten für den Neubau der Kinder-, Jugend- und 
Famflieneinrichtung vorgesehen sind, 

- 1,5 Mio. Eura aus dem EPI. 6, Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt - Investitionen 
des Aufgabenbereichs Wohnen, Stadterneue- 
rung und Bodenordnung, Investitionsprogramm 
RISE Bund/Land, 

“160 Tsd. Euro aus dem EPi, 1.2, Bezirksamt 
Hamburg-Mitte, Titel 1211.791.03 - Gestal- 
tungsfonds für Investitionen. 

Um eine Überschreitung des Ffestenrahmens zu 
verhindern, findet ein entsprechendes Projektcon- 
trotling durch das zuständige Bezirksamt Ham- 
burg-Mitte als Zuwendungsgeber statt. Eventuell 
auftretende Mehrkosten werden im Rahmen des 
Controliings umgesteuert und ausgeglichen. So- 
fern dazu Einsparungen in der geplanten Bauaus- 
führung vorgenommen werden müssen, erfolgen 
diese ohne die Funktionsfähigkeit der sozialen Ein- 
richtungen wesentlich zu verändern. 

Es ist vorgesehen, die Zuwendungen der Freien 
und Hansestadt Hamburg in Höhe von 3.160 Tsd. 
Eura etappenweise als immaterielles Vermögen zu 
aktivieren. Die vertraglich festzulegende Zweck- 
bindung für die Nutzung des Neubaus wird 75 
Jahre betragen. 

Der Abriss der aktuell auf dem Grundstück befind- 
lichen Gebäude bewirkt einen Verlust im Anlage- 
vermögen in Höhe von 608 Tsd. Euro (per Ende 
2014). Das zu bebauende Grundstück wird wegen 
des reduzierten Ertragswertes um 1.900 Tsd. Euro 
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auf 1 Euro abgeschrieben. Hierdurch entstehen im 
EPl, 4 in der PQ 252.01 höhere Kosten für Abnut- 
zung in Höhe von insgesamt 2..5Q8 Tsd. Euro im 
Jahr 2014. In den Folgejahren der geplanten Rest- 
nutzungsdauer verringern sich die Abschreibun- 
gen um 21 "föd. Euro jährlich. 

Die Abschreibung des Neubaus und damit des ak- 
tivierten immateriellen Vermögens richtet sich 
nach dar - zum Zeitpunkt der ersten Aktivierung - 
gültigen Absohreibungsliste der Freien und Han- 
sestadt Hamburg. Ausgehend von einem Beginn 
der Umsetzung in 2014 ist eine entsprechend an- 
teilige Abschreibung umzusetzen, diese beträgt 
- eine 50-jährige Abschreibungsdauer vorausge- 
setzt - jährlich bis zu 63.200 Euro. Der Mehrauf- 
wand für diese Abschreibung ist in der Budgeter- 
mächtigung enthalten. 

Die laufenden Kosten, die sich aus dem Betrieb 
des Integrations- und Familienzerrtrums ergeben 
werden (Personal- und Sachtaisten, Mieten, Be- 
triebskosten, werterhaltende Instandhaltung, Ab- 
schreibungen), werden aus Eigen- und Fördermit- 
teln der Einrichtungen refinanziert. Das Bezirks- 
amt Hamburg-Mitte hat dazu mit den Projektpart- 
nem eine Wirtschaftlichkeitsberechnung abge- 
stimmt, die auf der Basis realistischer Annahmen 
eine kostendeckende Refinanzierung ausweist. 
Die Betriebskosten der zuwendungsgeförderten 
bzw. in öffentlicher Trägerschatt betindiichen An- 
gebote werden bei deutlich verbessertem bauli- 
chem Standard (unter anderem barrierefreie Nutz- 
barkeit, hoher energetischer Standard) nicht stei- 
gen, sodass kein erhöhter Förderbedarf entsteht. 
Es Ist zu erwarten, dass durch das Angebot der 
Gäste- und Krisenwohnungen in geringem Um- 
fang Maßnahmen der Hilfen zur Erziehung vermie- 
den werden können. Das Bezirksamt Hamburg- 
Mitte geht in diesem Zusammenhang von Ein- 
sparungen in Höhe von etwa 50 "föd. Euro jährlich 
aus. Das Risiko hinsichtlich der Refinanzierung 
der Betriebskosten hat der jeweilige Projektträger. 
Das Risiko für Leerstände, werterhaltende Instand- 
haltung und Weiteres trägt die Lawaetz-Stiftung. 

Mit dem abzuscWießenden Treuhandvertrag wird 
die zweckgebundene Nutzung des Neubaus wie in 
Ziffer 3 beschrieben sichergesteilt. 

5- Pelltum 

Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle 

1. von den Ausführungen dieser Drucksache 
Kenntnis nehmen, 

2. den Beschluss Ober den Haushaltsplan 2013/ 
2014 wie folgt ändern 

Artikel 20 

Überlassung oder Veräußerung unter Wert 

4. Die Übertragung eines Erbbaurechts an dem 
am Kirchenweg 20 in 20099 Hamburg gele- 
genen neu zu bildenden Grundstück, beste- 
hend aus dem 1141 großen stadteigenen 
Flurstück Nt 0007, Grundbuchbiatt 1229, 
und einer ea. 45 m^ großen Teilfläche des 
stadfeigenen Flurstücks Nr. 1882, beides 
Gemarkung St. Georg-Nord, an die Johann 
Daniel Lawaetz-Stiftung wird gegen ein sym- 
bolisches Entgelt von 1 Euro für die Dauer 
von 75 Jahren zum Zwecke der Errichtung 
eines Integrations- und Famißenzentrums zu- 
gelassen. 

Zu Artikel 20 

(Überlassung oder Veräußerung unter Wert) 

Nummer 4 

l:m lintegrations- und Famllienzentrum St. Georg 
sollen unterschiedliche Infrastrukturangebote 
der Familien- und Jugendhilfe zusammenge- 
fasst werden. Die Stiftung soll auf dem Grund- 
stück das Integrations- und Familienzentrum 
errichten und nach Maßgabe der fachlichen 
Vorgaben des Bezirksamts Hamburg-Mitte be- 
wirtschaften. Die Übertragung des Erbbau- 
rechts zu einem symbolischen Preis ermöglicht 
eine Nutzung zu vertretbaren Kosten. 

und 

3. die Änderungen des Haushaltsplans 2013/2014 
Haushaltsjahr 2014 gemäß Zahlenprotokoil (An- 
lage 1) beschließen. 

4. die Änderung des Haushaltsplan-Entwurfs 2015/ 
2016 gemäß Anlage 1 den Beratungen zugrunde 
legen. 
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Ergsönispisn SOMtige Kosten 

j4/icfQni/]j;en£ni^t7ispi^n rnsgesamf 

r^ukt Senstigd Zianträe Ansätza 

ÄptiBrvngen EpL insgesamt 

Brgebnisplun zw Position^ 

Ergebnlsplan gesamt; 

Fmanzpian; 

21,4 

21/1 

21,4 

21,4 

21,4 21,4 

0,0 0.0 

21,4 0,0 21,4 

0,0 OjQ 0,0 

21.4 

21.4 

21.4 

21.4 Q.O 

0,0 

21.4 

21.4 

21.4 

Q.O 

21,4 
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Einzelplan 4 Behörde für Arbeit,Soziaies, Familie und Integration 

Prncliikfnnmoi; ^51.07 Stüueninn imcl SRrelce 

&38brtspl»n 
Kosten & AbnulzixTg« 
Abschreibiii^en 

Änderungen zaftlungswirksaine Posftioflon 

Änderungen Brgetmlsplan insgesamt 

Produkt Service 

B.944.6 8.986,0 -21,4 8.379,6 8.401,0 -214 

0,0 C,0 

8.944,6 S.96E,0 

0,0 

-21,4 

0,0 0,0 

a.378,6 fl.4010 -21.4 

4-1.509,6 44.531,0 -21,4 44.2G9,B 44.231,0 

2014: Ausschreibung (606.3Tsd. Euro i 
AJigcbäudes aufO Birj, A^ssc^eibunf 
des Grundstücks 
(1.0D1 Tsd Eura) ßuri Euro, ab 201S 
enifßiion Abschreibungen auf 
Altgebflutie 

r^en/ngen £pi htsgesanti 

. 

.Q^^elm/spfanzv/Posnio/ier 0,0 0,0 0.0 0,0 0,0 

Ergebftl&pfan gesamt: 8.944,6 8.966,0 -21,4 8.379.6 8.401,0 ^1,4 

Finanzplan; 0,0 

Einzelplan 9.2 A/igemeino F/rta/Jzvenva/ft/Ji^ 

Prodaktaniopfr 283,01 Zentrale Aa^fac I 

Efgebnisplan Sons^e Kosten 

Änderungen SrgoPnispfan f/rsgesamt 

Produkt Sonstige Zentral© Ansätze Kosten nzw 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 21,4 

21.4 

21.4 

21,-fl 

21,4 

21,4 21,4 

Änderungen fpi. insgesamt 

Ergeitfiisplan zw Positfaner ö,0 0,0 0.0 

Ergebnispian gesäftit: 21A 0,0 21,4 

0,0 0,0 

21,4 0.0 21,4 

Finartzp/an: 0,0 0,0 a,o 0.0 
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Begl. Absohrift 

iii 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Justiz und Gleichstellung 

Behörde tsr Justiz und Gieichatellung, PosFadi 30 23 22,2C310 Hamburg 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 
Herrn Jochens 
Neumühlen 16-20 
22763 Hamburg 

(lij^ 

Justiztfeiwallüngsamt 
J2 
Stiftungsangelsgenheiten 
Drehbahn 36 
203S4 Hamburg 
Tstefon +49 40 428 43-1836 fentrale -428 26 0 
Telefax +49 40 428 43-5276 
Anspreohpartnsrin Sfsfanie Knedel 
E-Mail Stefanib.Kn6del@]üsti2.hafnburg,de 
Az,: 922.31-51 (1668) 

25. Februar 2014 

Bescheinigung 

GemäS § 5 Abs. 4 des Hamburgischen Stiftungsgesetzes vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBI, 
S, 521) wird hiermit bescheinigt; 

Den Vorstand der mit dem Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg unter dem Namen 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 

bestehenden Stiftung bilden; 

1. Karin Schmalriede 

2. Dr. Thomas Mirbach 

vom 18.06.2009 bis 17.06.2014 
und vom 18.06.2014 bis 17.06.2019 

vom 02.12.2010 bis 01.12.2015 

Zu bevollmächtigten Mitarbeitern wurden bestellt 

1. Jochen Kunz-Michel 

2. ÜVrfe Jochens 

3. PeerGiKner 

Die Vorstandsmitglieder bilden den Vorstand der Stiftung im Sinne der §§ 86, 26 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. Beide Vorstandsmitgiieder oder ein Vorstandsmitglied zusammen 
mit einem bevollmächtigten Mitarbeiter sind gemeinsam vertretungsbefugt. 
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Landesbettieb Qeoinftimiatjon und Vermessung 



Lsndesbetrieb Geoinformation und Vermessung 

interner Machweis 

Flurstücks- und Eigentumsnachweis 
Erstellt am: 1?.02.2Q15 

Auszug aus dem 

Liegönschaftskataster 

Flurstück 2316 Gemarkung St Georg f^ord 

Bezirk Hamburg-Mitte 

Gebietszugehöfigkeit: Freie und Hansestadt Hamburg 

Lage: Kirchenweg, 
nördlich Kirchenweg 20, 

Fläche; 56 m* 

Tatsächliche Nutzung; 56 m® Soziales 

Hinweise zum Flurstück: Bombenblindgängen/srdacht 
Ausführende Stelle: Behörde für Inneres - Feuerwehr 

Soziales Erhaltungsgebiet "St.Georg" 
Ausführende Stelle: Bezirksamt - Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 

Angaben zu Buchung und Eigentum 

Buchungsart: Von Buchungspflicht befreit Par. 3 Abs. 2 GBO 

Buchung: Im Grundbuch nicht gebucht 
Buchungsblattbezirk St. Georg Nord 
Buchungsblatt 90018 
Laufende Nummer 1 

Eigentümer: Freie und Hansestadt Hamburg 

Seite 1 von 1 



Landesbetrieb Geoinformation und Vemisssung 

interner Nachweis 
Auszug aus dem 

LiegenschafSskataster 
Flurstücks- und Eigentumsnachweis 
Erstellt am; 17.02.2015 

Fiurstück 7 Gemarkung St, Georg Nord 

Bezirk Hamburg-Mitte 

Gebietszugehörigkeit: 

Lage: 

Fläche; 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Kirchenweg 20, 
Rostocker Straße, 

1141 m* 

Tatsächliche Nutzung: 1 141 Soziales 

Gebäude: Jugendfreizeitheim "Haus der Jugend" Kirchenweg 20, 
Jugendfreizeitheim Kirchenweg 20, 

Hinweise zum Flurstück: Bombenblindgängerverdacht 
Ausführende Stelle: Behörde für Inneres - Feuerwehr 

Städtebauliches Erhaltungsgebiet "Hansaplatz" 
Ausführende Stelle: Bezirksamt - Fachamt Stadt- und Landschaflsplanung 

Soziales Erhaltungsgebiet "StGeorg" 
Ausführende Stelle: Bezirksamt - Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 

Angaben zu Buchung und Eigentum 

Buchungsart: Grundstück 

Buchung: Amtsgericht Hamburg-St. Georg 
Grundbuchbezirk St, Georg Nord 
Grundbuchblatt 1229 
Laufende Nummer 1 

Eigentümer: Freie und Hansestadt Hamburg 

Seite 1 von 1 
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Frefa und Hansastadt Hamburg 

Fin^rutehOrdS. Posteofi 30 17 41, D - 20308 Hambung 

LI6 Hamburg 
Petra Wetmann 
Miltemtorplate 1 
20359 Hamburg 

Finanzbehörde 
t-andeabelrie^^ 

rmmobMiernnanagfKnent Ufsd Grundvermt-Sgen ■ 

ta 062.2014 

Bezirttsverwattung 
AnliegsirtiBi&^e 
G4nsemai1(t 36 
D-20354 Hamburg 
Tdefort 040 • 4 28 23 - 437S Zentrale - 4242 
TeteIa4D40 - 4279 23990 
Anspr®ohpartier(n: Frau sclie/d 
Zminw; 302 
Az.: S31/61 GN 1229 
Hambug, iai2.20l4 

Beschefnigung 
über Anliegerbeiträae 

für das Grundstück 
Straße; Wrchenweg 20 / Rostocker Straße 
Grundbuch: St Georg Nord 
Blatt 1229 
Flurstück 7 

Erschließunosfaeitraae 
Die ErBchlleßungsahlagen türchenweg und Roslocker Straße sind endgültig hergestellt worden. 
Für die endgültige Herstellurtg werden Erschließungsbefträge nicht mehr ertioben. 

AusbaubertrSae 
Für Erweiterungen und/oder Verbesserungen von endgültig hergesteliten Erschließungsanlagen 
können Ausbaubeiträge erboten werden. Die Beitragspfllcht und die Höhe der Beiträge richten sich 
nach den Bestimmungen des Hamburgischsn Wegegesstzes. 

Sielbaubelträae 
Vörden Fronten KIrchsnweg und RosfocksrStraße liegen Mischwassersieie. 
Für die Stele werden nach dem Sielabgabengeselz bei den jetzigen beslelten Frontlängen des 
Grundstücks keine Sielbaubeiträge mehr erhoben. 

Stelanschiussbsitraae 
Die Bescheinigung erelreckt sich nicht auf die Kosten für die Herstellung von Ansohlussteitungen, 

Grundstock der Freien und Hansestadt Hamburg 
Auf Grundstücken der Freien und Hansestadt Hamburg ruhende Anliegerbeltraga werden fällig, 
sobald die Umschreibung auf einen neuen Eigentürner bzw. die Eintragung eines Erbbauberechtigten 
in das Grundbuch vorgenommen werden ist 

Gebühr 
Diese Bescheinigung ist gebührenfrei. 


